
 

 

 

 

  

 

 

Amtsblatt 
des Landkreises Miltenberg 

 
 
 
 
 

 
 
 
Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung des Landratsamtes Miltenberg zum Vollzug der 
Verordnung (EU) 2016/429 zu Tierseuchen („Tiergesundheitsrecht“) i .V.m. der Verordnung 
zum Schutz gegen die Geflügelpest (Geflügelpest-Verordnung) 

 

Aufgrund des Art. 170 Abs. 1 Verordnung (EU) 2016/429 i.V.m. Art. 70 Abs. 1 Buchst. b) i.V.m. 

Abs. 2 i.V.m. Art. 55 Abs. 1 Buchst. c) VO (EU) 2016/429 i.V.m. § 4 der Viehverkehrsverordnung 

(ViehVerkV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. März 2020 (BGBl. I S. 1170) i.V.m. § 7 

Abs. 6 der Geflügelpest-Verordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2018 

(BGBl. I S. 1665), sowie Art. 2 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 des Gesetzes über den gesundheitlichen 

Verbraucherschutz und das Veterinärwesen (GVVG) vom 24. Juli 2003 (GVBl. S. 452, 752, BayRS 

2120-1-U/G), das zuletzt durch Art. 32a Abs. 1 des Gesetzes vom 10. Mai 2022 (GVBl. S. 182) 

geändert worden ist, ergeht für das gesamte Gebiet des Landkreises Miltenberg folgende: 

 

Allgemeinverfügung: 

 
1. Ausstellungen, Märkte und Schauen sowie Veranstaltungen ähnlicher Art, bei denen Geflügel 

im Sinne des Artikel 4 Nr. 9 VO (EU) 2016/429 und/oder in Gefangenschaft gehaltene Vögel im 

Sinne des Artikel 4 Nr. 10 VO (EU) 2016/429, ausgenommen Tauben, verkauft, gehandelt oder 

zur Schau gestellt werden, sind im Landkreis Miltenberg verboten.  

 

2. Die sofortige Vollziehung der in Nummer 1 des Tenors getroffenen Regelungen wird gemäß 

§ 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) angeordnet. 

 

3. Kosten werden nicht erhoben. 

 

4. Die Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekannt gegeben.  
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Begründung 

I. 

Seit Oktober 2021 wurden in Deutschland insgesamt 1691 Fälle bei gehaltenen Vögeln und bei 
Wildvögeln von Hochpathogener Aviärer Influenza (HPAI, Geflügelpest), verursacht durch den 
Subtyp H5N1, nachgewiesen. In Bayern wurden seither 8 HPAI-Ausbrüche in Geflügelbeständen 
und 34 Fälle bei Wildvögeln angezeigt. In Norddeutschland kam das Geflügelpestgeschehen über 
die Sommermonate, anders als in früheren Jahren, nicht zum Erliegen. Aus diesen HPAI-Fällen in 
Geflügelbetrieben lässt sich derzeit kein Muster ableiten, das eine Risikoabschätzung abhängig von 
den Haltungs- oder Betriebsformen erlauben würde. Vor allem im Küstenbereich Nordeuropas trat 
eine auffällig erhöhte Mortalität bei Brutvogelkolonien auf, die auf Infektionen mit HPAI-Viren 
(HPAIV) zurückzuführen ist und die erstmals in dieser Größenordnung verzeichnet wurde. Zuletzt 
meldeten neben Deutschland auch Belgien, Dänemark, Finnland, Irland, die Niederlande, 
Norwegen, Spanien und Portugal HPAI-Ausbrüche bei Wildvögeln. Betroffene Wildvogelarten waren 
auch dort vor allem brütende Küstenvögel wie Seeschwalben, Basstölpel, Möwen, Raubmöwen und 
Kormorane, aber auch Greif-, Schreit-, Eulen- und Rabenvögel, die sich wahrscheinlich über die 
Aufnahme von Aas infizierten. 

Das Friedrich-Loeffler-Institut (FLI) kam daher in seiner zuletzt veröffentlichten Risikoeinschätzung 
vom 08.07.2022 zu dem Ergebnis, dass das Risiko einer Ausbreitung von HPAIV H5 bei Wildvögeln 
sowie einer Übertragung auf Geflügel und gehaltene Vögel nunmehr abhängig von der Region 
unterschiedlich eingestuft werden muss. In Gebieten, in denen HPAI-infizierte Wildvögel gefunden 
werden bzw. in der Nachbarschaft eines aktuellen Ausbruchs in einer Vogelkolonie, wird das Risiko 
als hoch eingestuft. In anderen Gebieten, in denen für längere Zeit keine HPAI-Nachweise bei 
Wildvögeln erfolgt sind und keine Wasservogelansammlungen beobachtet werden, wird das Risiko 
derzeit noch als gering eingestuft. Im Hinblick auf das anhaltend dynamische Geflügelpest-
Geschehen, vor allem bei Wildvögeln in den deutschen und europäischen Küstenregionen in 
Verbindung mit dem herbstlichen Vogelzug, muss mit einem erneuten HPAIV-Eintrag in die 
bayerische Wildvogelpopulation gerechnet werden; die Hauptzugzeit für Wasservögel hat bereits 
begonnen. Durch die gehäuften Fälle in Norddeutschland und den Nachbarländern ist der Weg für 
infizierte Wildvögel nach Bayern aktuell kürzer als in früheren Jahren. In der Folge muss ab Herbst 
2022 mit einem erhöhten Geflügelpestrisiko für Nutzgeflügel und andere gehaltene Vögel gerechnet 
werden. Geflügelhalter und Veterinärbehörden sollten sich darauf vorbereiten, dass eine 
entsprechend hohe Gefährdungslage durch HPAI eventuell früher eintritt als in den Vorjahren. 

Ein aktueller Fall in Bayern wurde am 28.10.2022 im Landkreis Miltenberg festgestellt. Das 
Friedrich-Loeffler-Institut (FLI) hat einen Geflügelpestausbruch in einer kleinen Hobby-
Ziergeflügelhaltung bestätigt. Die vier Tiere sind aufgrund der Krankheit verendet. Der betroffene 
Betrieb wurde vom Landratsamt Miltenberg gesperrt und die unionsrechtlich vorgesehenen 
Bekämpfungsmaßnahmen wurden umgehend eingeleitet.  

Um die Haus- und Nutzgeflügelbestände vor einem HPAIV-Eintrag zu schützen, sind die bekannten 
Präventions- und Biosicherheitsmaßnahmen durch die Tierhalter entscheidend. Diese Maßnahmen 
sind gesetzlich vorgeschrieben und damit stets strikt einzuhalten und sollten besonders im Hinblick 
auf einen erhöhten Infektionsdruck ab dem Herbst gründlich überprüft und ggf. angepasst werden. 
Dies gilt besonders für Geflügelhaltungen mit Auslauf und für Freilandhaltungen, bei denen direkte 
Kontaktmöglichkeiten des Haus- und Nutzgeflügels zu Wildvögeln bestehen. Entsprechende 
Vorsicht ist bereits jetzt insbesondere beim Handel mit Lebendgeflügel aus Norddeutschland, im 
Reisegewerbe und beim innergemeinschaftlichem Verbringen angezeigt. 
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Unter Einhaltung der für Geflügelhaltungen vorgeschriebenen grundlegenden 
Sicherungsmaßnahmen wird das Risiko einer direkten oder indirekten HPAIV-Einschleppung 
ausgehend von Wildvögeln in Geflügelbestände in Bayern entsprechend der genannten Gründe 
derzeit noch als gering eingestuft. Eine Änderung dieser Risikobeurteilung ist wahrscheinlich und 
kurzfristig möglich. Für die Früherkennung und eine Einschätzung des aktuellen, tatsächlichen 
Risikos ist die Beteiligung von Jägern am aktiven Wildvogelmonitoring genauso wichtig wie die 
Sensibilisierung der Öffentlichkeit dafür, dass ungewöhnliche Totfunde von Wildvögeln zu melden 
sind und die Tiere im Rahmen des passiven Monitorings untersucht werden. 

Tierhalter sind grundsätzlich aufgefordert, auf mögliche Erkrankungen beim Geflügel zu achten und 
bei Auffälligkeiten in jedem Fall einen Tierarzt hinzuzuziehen. Bei Vorliegen erhöhter Tierverluste 
oder deutlicher Leistungseinbußen im Bestand sind gemäß Geflügelpestschutzverordnung 
Untersuchungen zum Ausschluss der Geflügelpest einzuleiten oder im Falle eines 
Seuchenverdachts die zuständige Behörde zu informieren.  

 

II. 

 

Das Landratsamt Miltenberg ist gemäß Art. 2 Abs. 1 Nr. 3 i.V.m. Abs. 2 GVVG sachlich und gemäß 

Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) örtlich zuständig. 

Begründung zu Nr. 1 

Das Verbot von Geflügelausstellungen, -schauen und –märkten sowie Veranstaltungen ähnlicher Art 

mit Geflügel und in Gefangenschaft gehaltenen Vögeln in Nr. 4 dieser Allgemeinverfügung ergibt 

sich aus Art. 170 Abs. 1 i.V.m. Art. 70 Abs. 1 Buchst. b) i.V.m. Abs. 2 i.V.m. Art. 55 Abs. 1 

Buchst. c) VO (EU) 2016/429 i.V.m. § 7 Abs. 6 der Geflügelpest-Verordnung i.V.m. § 4 Abs. 2 der 

ViehVerkV und stützt sich auf die aktuelle Risikobewertung des Friedrich-Loeffler-Instituts (FLI) vom 

08.07.2022 für das Auftreten des Geflügelpest-Virus (HPAIV) in Bayern. Hiernach kann die 

zuständige Behörde zur Vorbeugung von Tierseuchen und deren Bekämpfung Verfügungen über 

die Durchführung von Veranstaltungen, anlässlich derer Tiere zusammenkommen, erlassen. Das 

gemäß Nr. 1 dieser Allgemeinverfügung angeordnete Verbot Geflügelausstellungen, -schauen und –

märkten sowie Veranstaltungen ähnlicher Art mit Geflügel und in Gefangenschaft gehaltenen 

Vögeln, ausgenommen Tauben, im Landkreis Miltenberg ist erforderlich, da durch den bei solchen 

Veranstaltungen gegebenen engen Kontakt von Tieren ein bislang nicht abschätzbares 

Infektionsrisiko besteht und durch einen Verkauf eine Verschleppung von potentiell infizierten Tieren 

möglich ist. 

Begründung zu Nr. 2 

Die sofortige Vollziehung der Maßnahmen in der Nummer 1 dieser Allgemeinverfügung wird gemäß 

§ 80 S. 1 Abs. 2 Nr. 4 VwGO angeordnet, da es sich bei der aviären Influenza H5N1 um eine 

hochansteckende und leicht übertragbare Tierseuche handelt, deren Ausbruch mit hohen 
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wirtschaftlichen Schäden und weitreichenden Handelsrestriktionen einhergeht. Die Maßnahmen 

zum Schutz vor der Verschleppung der Seuche müssen daher sofort und ohne eine zeitliche 

Verzögerung greifen. Es kann nicht abgewartet werden, bis die Rechtmäßigkeit der amtlichen 

Verfügung zur Prävention der Seucheneinschleppung gerichtlich festgestellt wird. Insofern überwiegt 

das öffentliche Interesse an der sofortigen Vollziehung ein entgegenstehendes privates Interesse an 

der aufschiebenden Wirkung einer eventuellen Klage. 

Begründung zu Nr. 3 

Die Kostenentscheidung in Nr. 3 dieser Allgemeinverfügung beruht auf Art. 13 des 

Ausführungsgesetzes zum Vollzug des Tiergesundheitsgesetzes (BayAGTierGesG). 

Begründung zu Nr. 4 

Nach Art. 41 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 BayVwVfG gilt ein schriftlicher Verwaltungsakt bei öffentlicher 

Bekanntmachung zwei Wochen nach der ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt gegeben. In 

einer Allgemeinverfügung kann nach Art. 41 Abs. 4 Satz 4 BayVwVfG ein hiervon abweichender 

Tag, jedoch frühestens der auf die Bekanntmachung folgende Tag bestimmt werden. Von dieser 

Vorschrift wird Gebrauch gemacht, sodass diese Allgemeinverfügung einen Tag nach ihrer 

Bekanntmachung ortsüblich (durch Aushang beim Haupteingang des Landratsamtes Miltenberg, 

Brückenstraße 2 in 63897 Miltenberg) als bekannt gegeben gilt. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung  

 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage 
erhoben werden bei dem  

 

Bayerischen Verwaltungsgericht Würzburg in 97082 Würzburg  

Postfachanschrift: Postfach 11 02 65, 97029 Würzburg  

Hausanschrift: Burkarderstraße 26, 97082 Würzburg 

 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

 

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den 
Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-
Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 
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Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch 
einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der 
Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig. 

 

Hinweise: 

 

1. Auf die Vorgaben gem. Art. 170 Abs. 1 i.V.m. Art. 10 Abs. 1 Buchst. c) VO (EU) 2016/429 

i.V.m. § 3 Geflügelpest-Verordnung und Art. 170 Abs. 1 i.V.m. Art. 10 Abs. 1 Buchst. a) 

i.V.m. Abs. 5 VO (EU) 2016/429 i.V.m. § 4 Abs. 1 Nr. 1 der hinsichtlich der allgemein 

geltenden Vorgaben zur Fütterung und Tränkung sowie zur Früherkennung bei gehäuften 

Verlusten wird hingewiesen.  

2. Nach Art. 84 VO (EU) 2016/429 i.V.m. § 26 Abs. 1 der ViehVerkV sind Halter von Hühner, 

Enten, Gänsen, Fasanen, Perlhühnern, Rebhühnern, Truthühnern, Wachteln oder 

Laufvögeln verpflichtet, dies der zuständigen Behörde vor Beginn der Tätigkeit unter 

Angabe seines Namens, seiner Anschrift und der Anzahl der im Jahresdurchschnitt 

voraussichtlich gehaltene Tiere, ihrer Nutzungsart und ihres Standortes bezogen auf die 

jeweilige Tierart mitzuteilen.  

3. Ordnungswidrig i.S.d. des § 64 der Geflügelpest-Verordnung, § 46 ViehVerkV und 

§ 32 Abs. 2 Nr. 4 des TierGesG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig dieser 

Allgemeinverfügung zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis 

zu 30.000 Euro geahndet werden. 

4. Die labordiagnostischen Abklärungsuntersuchungen zur Früherkennung im Sinne des Art. 

170 Abs. 1 i.V.m. Art. 10 Abs. 1 Buchst. a) i.V.m. Abs. 5 VO (EU) 2016/429 i.V.m § 4 

Abs. 1 Nr. 1 der Geflügelpest-Verordnung an den Landesuntersuchungseinrichtungen sind 

kostenfrei.  

 

 

Miltenberg, den 02.11.2022  

 
 
gez. 

Jens Marco Scherf 
Landrat 


